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Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Arbeitsinspektionsgesetz 1993, das 
Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, 
das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, das 
Notarversorgungsgesetz, das Einkommensteuergesetz 1988, das 
Heimarbeitsgesetz und das Landarbeitsgesetz 2021 geändert werden 
(Telearbeitsgesetz – TelearbG) 

Durch die zunehmende Digitalisierung und die damit verbundene Vereinfachung der 
Bedingungen für die Ausweitung von Telearbeit nimmt die Arbeit im Homeoffice 
mittlerweile einen bedeutenden Stellenwert ein. 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Wirtschaft (BMAW) wurde daher im 
Jahr 2023 eine Evaluierung der gesetzlichen Regelungen zum Thema Homeoffice in 
Auftrag gegeben. Im Kern der Evaluierung stand die Frage, inwiefern sich durch das 
Homeoffice-Maßnahmenpaket 2021 die arbeitsrechtlichen Bedingungen für die 
Erbringung der Arbeitsleistung im Homeoffice verbessert haben und ob im Hinblick auf die 
praktischen Erfahrungswerte mit den bestehenden gesetzlichen Grundlagen das 
Auslangen gefunden werden kann. Wesentliches Ergebnis dieser Studie war unter 
anderem das Vorliegen eines Bedarfs an der Ausweitung von Homeoffice auf 
ortsungebundene Telearbeit außerhalb der Wohnung. 

Nach Sozialpartnergesprächen und einem Begutachtungsverfahren sieht die vorliegende 
Novelle insbesondere Folgendes vor: 

• Schaffung der arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen für die Vereinbarung von 
Telearbeit auch außerhalb der Wohnung im Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz 
(AVRAG) und Landarbeitsgesetz 2021 (LAG 2021). 
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• Anpassung der sozialversicherungsrechtlichen Regelungen zur Telearbeit im 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG), Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz (B-KUVG) und Notarversorgungsgesetz (NVG 2020). 

• Durch eine Anpassung des Einkommensteuergesetzes 1988 (EStG 1988) sollen auch 
für den Bereich des Steuerrechts harmonisierte Begrifflichkeiten und 
Grundtatbestände der Telearbeit gelten. 

• Anpassung der Terminologie im Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG), 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993 (ArbIG), Dienstnehmerhaftpflichtgesetz (DHG) und 
Heimarbeitsgesetz. 

 

Wir stellen daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines Bundesgesetz, mit dem das 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993, das Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, das 
Notarversorgungsgesetz, das Einkommensteuergesetz 1988, das Heimarbeitsgesetz und 
das Landarbeitsgesetz 2021 geändert werden (Telearbeitsgesetz – TelearbG), samt 
Erläuterungen, Textgegenüberstellung und Wirkungsfolgenabschätzung dem Nationalrat 
zur verfassungsgemäßen Behandlung zuleiten. 

12. Juni 2024 

Univ.-Prof. Dr. Martin 
Kocher 
Bundesminister 

Johannes Rauch 
Bundesminister 

Dr. Magnus Brunner 
LL.M. 
Bundesminister 
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